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ImmoTips 1/2021

WEG-Reform: Was denn jetzt schon wieder?
– Die Felder dieses Gebietes sind neu bestellt –

Im Ganzen

Am 22.10.2020 wurde das Ge-
setz zur Modernisierung des 
Wohnungseigentumsrechts im 
Bundesgesetzblatt verkündet 
(BGBl. I 2020, 2187). Es ist mit 
Wirkung zum 01.12.2020 in 
Kraft getreten.

Eine Vielzahl von Verände-
rungen wird in der notariellen 
Praxis, in der täglichen Ver-
waltung und in Streitsachen 
vieler Art ab sofort geändert 
zu beachten sein. Auslöser der 
Reform waren die Vorschrif-
ten zu baulichen Veränderun-
gen. Etwa erhält der einzelne 
Eigentümer einen Anspruch 
auf bauliche Maßnahmen zur 

Errichtung einer Lademöglich-
keit für Elektro-Kraftfahrzeuge, 
zum Glasfaseranschluss, zum 
Einbruchschutz und zur Bar-
rierereduzierung (§ 20 Abs. 2 
WEG n.F.). Im Grundsatz kön-
nen bauliche Maßnahmen 
durch die Versammlungsmehr-
heit beschlossen werden (§ 20 
Abs. 1 WEG n.F.). Es bedarf nicht 
mehr der Zustimmung aller 
„beeinträchtigten“ Wohnungs-
eigentümer, um dem erhöhten 
Sanierungsbedarf im Vergleich 
zu anderen Anlagen (auch ener-
getisch) zu begegnen. Kosten 
sind im Fall der Amortisation 
oder bei einer Beschlussfas-
sung durch höhere Mehrheit 
als 2/3 und die Hälfte der Mit-
eigentumsanteile von allen, im 

Übrigen nur von den zustim-
menden Miteigentümern zu 
tragen (§ 21 WEG n.F.).

Es steht die Ausgestaltung der 
Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer zu einem schlüssi-
gen verbandsrechtlichen Kon-
zept im Vordergrund (§ 9a WEG 
n.F.). Auch die Beschlussklage 
wird zum Verbandsprozess 
(§ 44 WEG). Gleichzeitig wird 
die Versammlung der Woh-
nungseigentümer als oberstes 
Organ für die Willensbildung 
innerhalb der Gemeinschaft ge-
stärkt. Sie erhält unbeschränkte 
Weisungsbefugnis gegenüber 
dem Verwalter (§ 27 WEG n.F.), 
der neu auch jederzeit abbe-
rufen werden kann (§ 26 Abs. 3 
WEG n.F.).

Dabei entscheidet die Eigen-
tümerversammlung (neu) stets 
mit einfacher Beschlussmehr-
heit (§ 25 Abs. 1 WEG). Ein ge-
setzliches Quorum für die Be-
schlussfähigkeit besteht nicht 
mehr. Die Online-Teilnahme 
kann gestattet werden und die 
Frist zur Einladung zur Eigentü-
merversammlung beträgt neu 
3 Wochen (§ 24 Abs. 4 Satz 2 
WEG n.F.).

Die Transparenz wegen der Vor-
gaben für den Wirtschaftsplan 
/ die Jahresabrechnung wurde 
gestärkt, das Einsichtsrecht der 
Wohnungseigentümer fest-
geschrieben (§ 18 Abs. 4 WEG 
n.F.) und die Flexibilität für den 
Beirat als Bindeglied zwischen 
Gemeinschaft und Verwaltung 
in den Vordergrund gerückt (zu 
allem: Palandt, BGB, 80. Aufl. 
2021, vor § 1 WEG Rdn. 11 ff.).

Hinzu kommen ganz neue Be-
stimmungen zur Begründung 

von Sondereigentum auch an 
Stellplätzen und Grundstücks-
flächen im Freien (§ 3 Abs. 2/3 
WEG n.F.) und die Gemein-
schaft entsteht als solche auch 
uneingeschränkt wirksam, 
wenn diese, z.B. in den Fällen 
der Aufteilung auf Vorrat, noch 
nur aus 1 Person entsteht (§ 9a 
Abs. 1 Satz 2 WEG n.F.). Und 
Beschlüsse können, wenn die-
se auf Rechtsnachfolger wirken 
sollen, unter den Voraussetzun-
gen des § 10 Abs. 3 Satz 1 WEG 
zur Erhöhung der Rechtssicher-
heit für die Gemeinschaft auch 
im Grundbuch eingetragen 
werden (Palandt, a.a.O., vor 
§ 1 Rdn. 13). Viele Grundlagen 
dieses Rechtsgebiets werden 
damit in der bevorstehenden 
Zeit ganz neu diskutiert werden 
müssen, zu verändertem Ver-
halten in der Rechtsprechung 
führen und auch in der Literatur 
neu in der Diskussion stehen.

Einzelne Normen

Im Vordergrund stehen insbes. 
die nachfolgenden Bestimmun-
gen neu:

•	 § 3 Abs. 1/2
Stellplätze gelten als Raum 
im Sinne der Vorschrift. Das 
Sondereigentum kann auf 
Grundstücksteile außerhalb 
des Gebäudes erstreckt wer-
den. Die Räume im Bauwerk 
müssen aber wirtschaftlich 
die Hauptsache sein.

•	 § 8 Abs. 3
Der Erwerber von Wohnungs-
eigentum gilt im Rechtsver-
hältnis zur Gemeinschaft 
schon als Eigentümer, wenn 
für ihn eine Auflassungsvor-
merkung eingetragen ist und 
der Besitz am erworbenen 
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Sondereigentum eingeräumt 
ist.

•	 § 9a Abs. 1
Die Eigentümergemeinschaft 
entsteht mit der Anlegung 
der Grundbücher nach der 
Aufteilung. Die Gemein-
schaft ist rechtsfähiges Ge-
bilde und nimmt alle Rechte 
der Wohnungseigentümer 
wahr, die die einheitliche 
Rechtsverfolgung erfordern. 
Gleiches gilt für die Pflichten.

•	 § 9b Abs. 1
Die Gemeinschaft wird vom 
Verwalter außergerichtlich 
und gerichtlich vertreten. 
Gibt es keinen Verwalter, 
vertreten die Eigentümer 
gemeinschaftlich.

•	 § 10 Abs. 3
Vereinbarungen, die von ge-
setzlichen Bestimmungen 
abweichen, wirken gegen 
Rechtsnachfolger eines 
Wohnungseigentümers nur, 
wenn sie als Inhalt des Son-
dereigentums im Grundbuch 
eingetragen sind. Gleiches 
gilt für Beschlüsse, die auf-
grund einer Vereinbarung 
gefasst werden.

•	 § 20 Abs. 1/2 
Bauliche Veränderungen er-
fordern einen Beschluss der 
Wohnungseigentümer. Jeder 
Wohnungseigentümer kann 

eine bauliche Veränderung 
verlangen, wenn diese den 
Gebrauch durch Menschen 
mit Behinderung, dem Laden 
elektrisch betriebener Fahr-
zeuge, dem Einbruchschutz 
oder der Verbesserung der 
Kapazität im Telekommuni-
kationsnetz dient.

•	 § 25 Abs. 1-3
Jede Versammlung der Ei-
gentümergemeinschaft ist 
unabhängig von der Zahl 
anwesender Sondereigen-
tümer beschlussfähig. Die 
Einberufungsfrist beträgt 
neu 3 Wochen. Stimmrechts-
vollmachten können in Text-
form erteilt werden. Einzelne 
Eigentümer können von der 
physischen Präsenz durch 
Zulassung der Teilnahme 
auch virtuell befreit werden.

Ausrutscher

Allerdings geht es auch beim 
modernisierten Gesetz nicht 
ohne Lücken. So ist etwa für 
die Durchführung von Anfech-
tungsverfahren gegen einen 
Negativbeschluss verbunden 
mit einem Antrag gem. § 21 
Abs. 8 WEG (a.F.) die Rechts-
grundlage entfallen. Nur nach 
altem Recht durfte das Gericht 
anstelle der Wohnungs- und/
oder Teileigentümer (unter 
bestimmten Voraussetzun-
gen) nach billigem Ermessen 

entscheiden, wenn die Sonder-
eigentümer eine erforderliche 
Maßnahme nicht oder nicht 
ausreichend beschlossen hat-
ten (§ 21 Abs. 8 WEG a.F.).

Die vorgenannte Norm ist mit 
der Reform aufgehoben wor-
den und inhaltsähnlich in § 44 
Abs. 1 Satz 2 WEG (n.F.) neu 
geregelt. Diese „Verschiebung“ 
der Norm aus dem materiell-
rechtlichen Teil des WEG in 
das prozessuale Segment be-
deutet aber nun (im Gesetzge-
bungsverfahren unerkannt) für 
„Altverfahren“, dass einerseits 
§ 44 Abs. 1 Satz 2 WEG (n.F.) 
auf Altfälle noch keine Anwen-
dung findet, andererseits aber 
§ 21 Abs. 8 WEG (a.F.) eben-
falls nicht mehr gilt. Hierwegen 
ist in solchen Altverfahren die 

laufende Beschlussersetzungs-
klage letztlich unzulässig ge-
worden (Kirst, ZMR 20, 1016).

Denn: Neu gefasste materiell-
rechtliche Regelungen dürfen 
nicht rückwirkend bei der Be-
urteilung von Beschlüssen an-
gewendet werden, die vor dem 
01.12.2020 gefasst wurden (Hü-
gel/Elzer, WEG, 3. Aufl. 2021, 
§ 48 Rdn. 18). Gleiches gilt, 
wenn anderes Handeln der Ge-
meinschafter aus der Zeit vor 
dem Inkrafttreten der jetzt gül-
tigen Norm (§ 44 Abs. 1 Satz 2 
WEG n.F.) zu beurteilen ist 
(§ 48 Abs. 5 WEG n.F.). 
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